
    
      [image: cover]
    


    Zum Buch

    Scheidungsberater für Männer

    Dieser Rechtsberater informiert speziell Männer umfassend und verständlich über alle wesentlichen Aspekte, die bei Trennung und Scheidung zu beachten sind und gibt konkrete Hilfestellung. Zahlreiche Beispiele, Muster, Hinweise und Tipps aus der Praxis ergänzen die Ausführungen. Behandelt werden u.a.:

    
    


    		Sorge- und Umgangsrecht

    	Ehewohnung und Hausrat

    	Kindesunterhalt 

    	Ehegattenunterhalt

    	Trennung und Scheidung

    	Scheidungsverfahren und Kosten 

    	steuerliche Besonderheiten.



    Leicht verständlich: Einfache Aufbereitung und klare Sprache.

    Anschaulich: Viele Beispiele, Hinweise, Praxistipps und Checklisten. Abdruck der aktuellen Düsseldorfer Tabelle und der Süddeutschen Leitlinien im Anhang.

    Übersichtlich: Klarer Aufbau und umfangreiches Sach-verzeichnis.

    Aktuell: Neuester Stand von Gesetzgebung und Recht-sprechung. Berücksichtigt sind wichtige neue Urteile zu Sorge- und Umgangsrecht (auch zum Wechselmodell) sowie zum Kindes- und Ehegattenunterhalt.

    
    

    
    

    Zum Autor

    Dr. Gunter Schlickum ist Rechtsanwalt in München mit langjähriger Erfahrung im Familienrecht. Er ist auch Mediator und Sprecher der Arbeitsgemeinschaft Mediation im Münchener Anwaltverein.
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        VVorwort
    

   Lieber Leser,

   dieses Buch wendet sich ausdrücklich an Männer.

   Es gibt nur ein Recht, aber unterschiedliche rechtliche Blickwinkel. Dieser Satz gilt für kein Rechtsgebiet so sehr wie für das Familienrecht. Zwar gibt es nur wenige Vorschriften, die sich speziell an Frauen bzw. Männer richten, die meisten Regelungen gelten für beide Geschlechter gleichermaßen. In der Praxis sind Frauen und Männer aber oft sehr unterschiedlich betroffen. 

   Dies gilt besonders in Bezug auf die Kinder, die nach der Scheidung meist von den Müttern versorgt werden. Für die Väter stellt sich oft die Aufgabe, den Kontakt zu den Kindern nicht zu verlieren. Wie oft kann ich meine Kinder sehen? Wie ist es in den Ferien? Und wie an Weihnachten? Diese Fragen stellen sich viele Väter. Nicht selten kommt es zu erbitterten Rechtsstreitigkeiten. 

   Auch im Unterhaltsrecht gibt es geschlechtsspezifische Sichtweisen, besonders beim Ehegattenunterhalt, der am meisten umkämpften Scheidungsfolge. In der Mehrzahl der Fälle sind es die Männer, die auf Unterhalt in Anspruch genommen werden. Muss ich nach der Scheidung Unterhalt für meine Ex-Frau zahlen? Wie viel muss ich zahlen? Wie lange muss ich noch zahlen? Diese Fragen stellen sich nicht nur für alle aktuell von Scheidung betroffenen Männer, sondern auch für schon geschiedene. Das neue Unterhaltsrecht gilt auch für Altfälle. Unterhaltsregelungen nach altem Recht können angepasst werden. 

   Anwaltlichen Rat kann dieses Buch nicht ersetzen. Dieser ist wichtig und sollte möglichst frühzeitig eingeholt werden. Was dieses Buch bieten will, ist eine Orientierung in einem sehr komplexen Rechtsgebiet. Wenn Sie wissen, worauf es zu achten gilt, können Sie manchen Fehler vermeiden. 

   Die 4. Auflage ist das Ergebnis einer gründlichen Überarbeitung der Vorauflage. Es gibt zahlreiche Ergänzungen und Aktualisierungen. VIWichtige Gesetzesänderungen und Gerichtsentscheidungen sind eingearbeitet. Düsseldorfer Tabelle und Süddeutsche Leitlinien sind in der aktuellen Fassung berücksichtigt. 

   www.schlickum.com 
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        1. Kapitel
        
 
Trennung und Folgen
    

    Wenn ein Ehepaar sich trennt, hat dies weitreichende rechtliche Folgen. Das Verhältnis der Eheleute untereinander ist ebenso betroffen wie das zu den Kindern. Für die Scheidung ist die Trennung eine zentrale Voraussetzung. Normalerweise kann die Scheidung erst erfolgen, wenn seit der Trennung mindestens ein Jahr vergangen ist. 

    Trennung im Rechtssinn bedeutet, dass zumindest einer der Eheleute die eheliche Lebensgemeinschaft nicht mehr fortsetzen will.

    
      
        § 1567 BGB. (1) Die Ehegatten leben getrennt, wenn zwischen ihnen keine häusliche Gemeinschaft besteht und ein Ehegatte sie erkennbar nicht herstellen will, weil er die eheliche Lebensgemeinschaft ablehnt. (…) 

    

    Mit der Trennung wird die Trennungszeit in Gang gesetzt. Ein fehlgeschlagener kurzzeitiger Versöhnungsversuch (wenn die eheliche Beziehung wieder aufgenommen, dann aber bald wieder beendet wird) unterbricht die Trennungszeit nicht (§ 1567 BGB). 

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Die entscheidenden rechtlichen Weichenstellungen erfolgen meist mit der Trennung. Fehler, die in diesem Stadium gemacht werden, sind später oft nicht mehr zu korrigieren. Es ist deshalb dringend anzuraten, möglichst früh anwaltlichen Rat in Anspruch zu nehmen. 

    

    
      2A. Trennung

    I. Trennung mit Auszug

    Üblicherweise bedeutet Trennung, dass einer der Eheleute aus der gemeinsamen Wohnung auszieht.

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Nicht selten gibt es Streit um den Trennungszeitpunkt. Wenn Sie ausziehen, sollten Sie klarstellen, dass Sie damit die eheliche Gemeinschaft beenden. Dies kann z. B. durch einen Brief geschehen, der per Einschreiben geschickt oder in Anwesenheit eines Zeugen in den Briefkasten der Ehewohnung geworfen wird. Nachsendeantrag und Ummeldung können später wichtige Indizien für eine Trennung sein. Soweit bereits ein Anwalt beauftragt ist, wird dieser dafür sorgen, dass die Trennung dokumentiert wird. 

    

    II. Trennung innerhalb der Wohnung

    Bisweilen gibt es Gründe, die gemeinsame Wohnsituation zunächst noch beizubehalten. Meist stehen dabei finanzielle Gesichtspunkte im Vordergrund. Bisweilen geschieht dies auch den Kindern zuliebe. Für eine Trennung im rechtlichen Sinn ist es nicht erforderlich, dass einer der Ehepartner auszieht. Das Getrenntleben innerhalb der Wohnung ist im Gesetz vorgesehen. 

    
      
        § 1567 BGB. (1) (…) Die häusliche Gemeinschaft besteht auch dann nicht mehr, wenn die Ehegatten innerhalb der ehelichen Wohnung getrennt leben. 

    

    Die Anforderungen, welche die Gerichte an eine Trennung innerhalb der Ehewohnung stellen, sind hoch. Die Gemeinsamkeiten müssen auf das absolute Minimum reduziert werden. Mit der „Trennung von Tisch und Bett“ ist es nicht getan. 

    
      
        
          3Praxistipp:
      

    

    
      Eine schriftliche Vereinbarung, in der die Modalitäten des Getrenntlebens (Geld, Wohnung, Haushalt) festgehalten werden, kann im Scheidungsverfahren den Nachweis der Trennung erleichtern. 

    

    Es wird auch verlangt, dass die Eheleute nicht mehr „aus einem Topf wirtschaften“. Das finanzielle Budget muss aufgeteilt werden. 

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Auf keinen Fall darf weiter eine gemeinsame Haushaltskasse geführt werden. Gemeinsame Konten sollten unbedingt aufgelöst werden.

    

    Auch darf der Haushalt nicht mehr gemeinsam geführt werden. Wenn nur ein Ehegatte berufstätig ist und der andere bislang den Haushalt allein geführt hat, muss nun jeder für sich selber kochen, waschen und bügeln. 

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Gelegentliche gemeinsame Mahlzeiten den Kindern zuliebe schaden nicht.

    

    Die Ehewohnung muss räumlich klar aufgeteilt werden. Die einzelnen Zimmer müssen jeweils einem der Ehegatten zugewiesen und ausschließlich von diesem benutzt werden. Gemeinsam sollten nur noch die Versorgungsräume, also Küche, Bad, Toilette, Keller etc., benutzt werden. 

    
      
        Rechtsprechung:
In einem vom OLG München entschiedenen Fall hatte die Ehewohnung zwei Bäder. Aus praktischen Gründen benutzten die getrennt lebenden Eheleute weiterhin gemeinsam ein Badezimmer. Das zweite reservierten sie für ihre Gäste. Das Gericht sah die Voraussetzungen des Getrenntlebens als nicht erfüllt an und wies den Scheidungsantrag ab. 

    

    
      4B. Trennungsfolgen

    Die Trennung hat erhebliche rechtliche Konsequenzen.

    Einige Rechtsfolgen treten ohne weiteres Zutun ein, andere können auf Antrag herbeigeführt werden.

    I. Schlüsselgewalt

    Mit der Trennung endet die sog. Schlüsselgewalt (§ 1357 BGB). Diese gibt jedem Ehegatten das Recht, Geschäfte zur angemessenen Deckung des Lebensbedarfs der Familie mit Wirkung auch für und gegen den anderen Teil zu besorgen. Der Umfang der Schlüsselgewalt reicht von den täglichen Einkäufen bis zur Beauftragung eines Arztes für die Kinder. Stets werden beide Ehepartner berechtigt und verpflichtet. 

    
      
        Beispiel:
Frau Sollinger kauft eine neue Waschmaschine.

      Solange sie mit ihrem Mann zusammenlebt, ist dieser neben ihr zur Bezahlung des Kaufpreises verpflichtet.

      Wenn die Anschaffung nach der Trennung erfolgt, ist sie alleinige Schuldnerin.

    

    II. Sorgerecht

    Besonders einschneidend ist die Trennung für die Kinder. Oft beginnt ein „Kampf ums Kind“, in dem auch unfaire Mittel bis hin zum Vorwurf des Kindsmissbrauchs zum Einsatz kommen. 

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Wenn die Trennung bevorsteht und keine Einigung bezüglich der Kinder gefunden wird, kann es sinnvoll sein, Kontakt mit dem Jugendamt aufzunehmen. Zuständig ist das Jugendamt, in dessen Bezirk die Kinder leben. Wichtig ist, dass Sie persönlich vorstellig werden und Ihr Interesse an den Kindern deutlich machen. Im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung um das Kind kommt dem Jugendamt eine Schlüsselrolle zu. 

    

    
      5Solange die eheliche Lebensgemeinschaft besteht, steht das vom Grundgesetz in Art. 6 geschützte Sorgerecht beiden Elternteilen gemeinsam zu. 

    Ein wichtiger Aspekt ist die sog. Personensorge, also die Pflege, Beaufsichtigung und Erziehung der Kinder (§ 1631 BGB). Dies betrifft sowohl das körperliche wie auch das seelische Wohlergehen der Kinder. 

    Auch die rechtliche Vertretung der Kinder (z. B. beim Abschluss eines Ausbildungsvertrages) ist Teil des Sorgerechts. 

    Ein weiterer Aspekt ist die Vermögenssorge, also die Verwaltung des Kindesvermögens (z. B. Sparkonten oder Aktienguthaben). 

    Der in der Praxis wichtigste Aspekt ist das sog. Aufenthaltsbestimmungsrecht, das Recht, den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen. 

    1. Gemeinsames Sorgerecht

    Im Regelfall ändert die Trennung der Eltern nichts am gemeinsamen Sorgerecht . Auch wenn die Ehe gescheitert ist, sollen beide Elternteile weiterhin gemeinsam rechtlich für die Kinder verantwortlich bleiben: „Eltern bleiben Eltern“. 

    
      
        § 1627 BGB. Die Eltern haben die elterliche Sorge in eigener Verantwortung und in gegenseitigem Einvernehmen zum Wohl des Kindes auszuüben. Bei Meinungsverschiedenheiten müssen sie versuchen, sich zu einigen. 

    

    Die Elternteile müssen weiterhin im Einvernehmen miteinander entscheiden, was gerade in der Trennungsphase besonders schwierig sein kann, stehen doch wichtige Entscheidungen an: 

    Wo soll das Kind zukünftig leben? Soll es seinen Lebensmittelpunkt bei der Mutter haben oder beim Vater? Oder soll es abwechselnd bei Mutter und Vater leben? Nicht immer gelingt es, gemeinsame Antworten auf diese Fragen zu finden. 

    Beim Residenzmodell leben die Kinder bei einem Elternteil, meist bei der Mutter, und sind mit dem anderen Elternteil, meist dem Vater, nur am Wochenende und einem Teil der Ferien besuchsweise zusammen. 

    
      6Beim Wechselmodell betreuen die Eltern die Kinder abwechselnd, im Falle des paritätischen Wechselmodells in gleichem Umfang, mit gleichwertigen Zeitanteilen. 

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Einseitige Maßnahmen sind unzulässig. Ihre Frau hat kein Recht, die Kinder beim Auszug einfach mitzunehmen. Dazu braucht sie Ihr Einverständnis. Wenn sie dies gleichwohl tut, sollten Sie sofort das Familiengericht anrufen. 

    

    Die Fortführung der gemeinsamen elterlichen Sorge nach der Trennung wird dadurch erleichtert, dass nicht alle Fragen einvernehmlich entschieden werden müssen. Die Angelegenheiten des täglichen Lebens können von dem Elternteil, bei dem sich das Kind (mit Einverständnis des anderen) befindet, alleine entschieden werden (§ 1687 BGB). Dies sind vor allem Entscheidungen, die häufig vorkommen: 

    
      	
        Bestimmung der Schlafenszeit 
      

      	
        Auswahl der Fernsehprogramme 
      

      	
        Zeiten am Computer 
      

      	
        Ausübung des Fußballsports 
      

      	
        Teilnahme an Klassenfahrten. 
      

    

    
      
        Beispiel:
Wenn Ihre Tochter bei Ihnen ist, können Sie alleine entscheiden, ob diese am Nachmittag zum Baden gehen darf.

    

    In Angelegenheiten von erheblicher Bedeutung hingegen müssen die Eltern zu einem gemeinsamen Ergebnis kommen (§ 1687 BGB). Dies sind solche, die große Auswirkungen auf die weitere Entwicklung des Kindes haben: 

    
      	
        Erziehungsgrundsätze 
      

      	
        Religiöse Erziehung 
      

      	
        Wahl des Kindergartens 
      

      	
        Wahl der Schule 
      

      	
        
          7Umgang mit anderen Personen 
      

      	
        Auswanderung des Kindes. 
      

    

    
      
        Beispiel:
Wenn es darum geht, ob Ihr Sohn auf ein Sportinternat wechseln soll, müssen Sie mit Ihrer Frau zu einer Einigung kommen.

    

    Wenn keine Einigung möglich ist, muss eine Entscheidung des Familiengerichts herbeigeführt werden. Dieses entscheidet allerdings nicht in der Sache selbst, sondern überträgt die Entscheidungsbefugnis in dieser speziellen Angelegenheit einem Elternteil. 

    
      
        Beispiel:
Herr und Frau Sorge können sich nicht einigen, ob ihr 15-jähriger Sohn Tobias ein Jahr als Austauschschüler in die USA gehen soll. Frau Sorge meint, dass dies den Sohn schulisch zurückwerfen würde. Herr Sorge ist der Auffassung, dass alle Nachteile durch die Vorteile des Auslandsaufenthaltes mehr als aufgewogen würden. 

      Wenn das Gericht Herrn Sorges Sichtweise folgt, wird es ihm die Entscheidung übertragen.

    

    2. Alleinsorgerecht

    Solange es den Eltern im Ergebnis gelingt, in den wesentlichen Fragen zu gemeinsamen Ergebnissen zu kommen, gibt es keinen Grund, am gemeinsamen Sorgerecht etwas zu ändern. Erst wenn dies nicht mehr der Fall ist, kommt die Aufhebung des gemeinsamen Sorgerechts in Betracht. Anders als früher knüpft das Gesetz heute nicht mehr an die Scheidung, sondern an das Getrenntleben an. 

    
      
        § 1671 BGB. (1) Leben Eltern nicht nur vorübergehend getrennt und steht ihnen die elterliche Sorge gemeinsam zu, so kann jeder Elternteil beantragen, dass ihm das Familiengericht die elterliche Sorge oder einen Teil der elterlichen Sorge allein überträgt. Dem Antrag ist stattzugeben, soweit 

      
        	
          der andere Elternteil zustimmt, es sei denn, das Kind hat das 14. Lebensjahr vollendet und widerspricht der Übertragung, oder 
        

        	
          zu erwarten ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen Sorge und die Übertragung auf den Antragsteller dem Wohl des Kindes am besten entspricht. (…) 
        

      

    

    
      8Die Übertragung der elterlichen Sorge auf einen Elternteil allein bedeutet, dass dem anderen sein Anteil an der bisher gemeinsamen Sorge entzogen wird. Dafür bedarf es wichtiger Gründe. Meinungsverschiedenheiten allein reichen nicht. Nach dem OLG Köln ist den Eltern das gemeinsame Sorgerecht selbst dann zu belassen, wenn diese „heillos zerstritten“ sind – solange sich dies nicht negativ auf das Kindeswohl auswirkt. 

    
      
        Rechtsprechung:
Auch eine Meinungsverschiedenheit in einem wichtigen Punkt, etwa über die religiöse Erziehung, reicht nach BGH nicht aus, um die Alleinsorge als die beste Lösung erscheinen zu lassen. 

    

    Das Gericht muss eine am Kindeswohl orientierte zweistufige Prüfung vornehmen.

    
      	
        Entspricht die Aufhebung der gemeinsamen Sorge dem Kindeswohl? 
      

      	
        Entspricht die Übertragung des Alleinsorgerechts auf den antragstellenden Elternteil dem Wohl des Kindes? 
      

    

    Die Entscheidung über Beibehaltung oder Aufhebung der gemeinsamen elterlichen Sorge hängt in erster Linie vom Verhältnis der Elternteile zueinander ab. 

    Wenn die Kommunikation zwischen den Eltern ganz zum Erliegen gekommen ist, führt an der Aufhebung des gemeinsamen Sorgerechts kein Weg vorbei. 

    Ist die Kommunikation nur gestört, kommt es darauf an, wie tiefgreifend die Störung ist.

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Trotz vielleicht großer Spannungen empfiehlt es sich, den Kontakt mit der Ehefrau aufrechtzuerhalten. Dieser kann auf das Kind betreffende Fragen beschränkt werden. Persönliche Treffen sind oft nicht unbedingt erforderlich. Viele Fragen können auch per E-Mail kommuniziert werden. 

    

    
      9Dass das gemeinsame Sorgerecht wegen mangelhafter Kooperationsfähigkeit aufgehoben wird, kommt selten vor. Meistens geschieht dies deshalb, weil ein Elternteil zur Pflege und Erziehung des Kindes ungeeignet erscheint. 

    
      
        Beispiel:
Herr Adams beantragt beim Familiengericht, die elterliche Sorge für die beiden 10- und 12-jährigen Töchter auf ihn allein zu übertragen. Er verweist darauf, dass seine schwer alkoholkranke Frau zwar diverse Therapien begonnen, diese aber immer abgebrochen habe und nun keinerlei Anstrengungen mehr unternehme, sich von ihrer Sucht zu befreien. 

      Wenn dies zutrifft, hat sein Antrag gute Aussichten auf Erfolg.

    

    a) Kindeswohl: Maßstab für die Entscheidung, welchem Elternteil das Sorgerecht zu übertragen ist, ist das Kindeswohl , wobei folgende Kriterien im Vordergrund stehen: 

    
      	
        Kontinuitätsgrundsatz 
      

      	
        Förderungsgrundsatz 
      

      	
        Bindungen des Kindes 
      

      	
        Kindeswille. 
      

    

    Nach dem Kontinuitätsgrundsatz kommt es darauf an, welcher Elternteil bisher den größeren Erziehungsanteil gehabt hat. Ein häufiger Wechsel der Bezugs- und Betreuungspersonen soll zumindest bei Kindern im Vorschulalter ebenso vermieden werden wie ein Wechsel des sozialen Umfeldes. Dem Kind sollen die vertrauten Bezugspersonen (Nachbarn, Mitschüler, Freunde) und die gewohnte Umgebung (Wohnung, Kindergarten, Schule, etc.) möglichst erhalten bleiben. 

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Bedenken Sie, dass der Auszug aus der Ehewohnung wegen des Kontinuitätsgrundsatzes bereits eine Vorentscheidung über die Kinder sein kann. 

      Wer mit den Kindern in der Wohnung verbleibt, darf darauf hoffen, die Kinder endgültig bei sich zu behalten. Wenn Sie wollen, dass die Kinder bei Ihnen bleiben und Sie Aussichten sehen, diesen 10Wunsch rechtlich durchsetzen zu können, sollte Sie darauf hinwirken, dass Ihre Frau auszieht. 

    

    Nach dem Förderungsgrundsatz kommt es darauf an, welcher Elternteil besser in der Lage ist, das Wohl des Kindes zu fördern, wobei Erziehungskonzepte ebenso eine Rolle spielen wie persönliche Eigenschaften, etwa Verlässlichkeit. 

    Den Bindungen des Kindes an einen Elternteil ist Rechnung zu tragen. Auch die Bindung an die Geschwister ist zu beachten. Geschwisterkinder sollen nur ausnahmsweise getrennt werden. 

    Die Kinder sind grundsätzlich anzuhören. Ab einem Alter von 14 Jahren ist die Anhörung unabdingbar. In der Regel ist eine Anhörung geboten, wenn das Kind mindestens 5 Jahre alt ist. Dies gilt besonders dann, wenn die Neigungen, Bindungen oder der Wille des Kindes für die Entscheidung von Bedeutung sind (§ 159 FamFG). 

    Der Wille des Kindes ist stets erheblich, aber nicht unbedingt entscheidend. Das Gericht hat immer zu prüfen, ob der geäußerte Wille auch dem Kindeswohl entspricht. Je älter das Kind ist, desto mehr Gewicht hat seine Meinung. Der Wunsch eines 11-jährigen Kindes wird als sehr beachtlich angesehen. Die Willensäußerung eines 16-jährigen Kindes ist weitgehend entscheidend und kann nur aus schwerwiegenden Gründen übergangen werden. 

    Das Gericht kann für das Kind einen Verfahrensbeistand („Anwalt des Kindes“) bestellen (§ 158 FamFG), dem die Aufgabe zukommt, die Interessen des Kindes zu formulieren. 

    
      
        Praxistipp:
      

    

    
      Wenn Sie als Vater weiter sorgeberechtigt bleiben wollen, sollten Sie dies deutlich machen. Ganz falsch wäre es, sich zurückzuziehen und der Mutter das Feld allein zu überlassen. Ein Vater, der wenig Einsatz für sein Kind zeigt, hat im Sorgerechtsverfahren schlechte Chancen. Nutzen Sie alle Möglichkeiten, sich als engagierter Vater zu zeigen, in der Nachbarschaft genauso wie in der Kirchengemeinde oder im Sportverein. Ganz wichtig ist die Teilnahme an 11schulischen Veranstaltungen, besonders der Elternabende. Wenn Sie feststellen, dass die Einladungen dazu bei Ihrer Frau „versickern“, sollten sie der Schule mitteilen, dass Sie das Sorgerecht weiterhin gemeinsam ausüben wollen und um eine eigene Einladung bitten. 

    

    b) Bindungstoleranz: Wenn beide Elternteile etwa gleich erziehungsgeeignet erscheinen, kommt der Bindungstoleranz eine wichtige Bedeutung zu. Darunter versteht man die Fähigkeit, den spannungsfreien Kontakt zum anderen Elternteil zuzulassen. 

    Prüfstein ist in der Regel die Frage, ob der potentiell sorgeberechtigte Teil bereit ist, den persönlichen Umgang mit dem anderen Elternteil nicht nur zuzulassen, sondern das Kind auch dazu zu motivieren. 

    Zur Vorbereitung seiner Entscheidung schaltet das Gericht das zuständige Jugendamt ein, dessen Bericht meist entscheidende Bedeutung hat. In schwierigen Fällen kommt das Gericht nicht umhin, ein familienpsychologisches Gutachten einzuholen. 

    Besonders schwierig ist die Entscheidung dann, wenn beide Elternteile gleich geeignet erscheinen. Einen allgemeinen Erfahrungssatz, dass die Mütter besser zur Ausübung des Sorgerechts geeignet wären als Väter, gibt es nicht. Eine Festschreibung der traditionellen Rollenverteilung, dass Erziehung und Betreuung von Kindern Sache der Mutter sei, ist nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. Gleichwohl ist festzustellen, dass in Grenzfällen weiterhin eher zu Ungunsten der Väter entschieden wird. 

    c) Aufenthaltsbestimmungsrecht: Das Sorgerecht ist zentraler Bestandteil der Elternschaft. Jeder Eingriff in das Elternrecht muss so gering wie möglich gehalten werden. Wo der vollständige Entzug der elterlichen Sorge nicht unbedingt notwendig ist, muss es bei der Regelung eines Teilaspektes bleiben. Meist ist dies das Aufenthaltsbestimmungsrecht , also das Recht, zu bestimmen, wo das Kind lebt. Dieses Recht umfasst auch die Möglichkeit, das Kind bei den Großeltern oder in einem Internat unterzubringen. Schrankenlos ist dieses Recht nicht. Der Sorgeberechtigte genießt Freizügigkeit, die aber in Hinblick auf das Kindeswohl pflichtgebunden ist. 

    
      
        
          12Praxistipp:
      

    

    
      Wenn Ihre Frau das Aufenthaltsbestimmungsrecht hat und mit dem Kind ins Ausland wechseln will, kann dies für das Familiengericht Anlass sein, seine frühere Entscheidung zu überprüfen. Sollte das Gericht zu dem Ergebnis kommen, dass durch den Wechsel wichtige Kindesinteressen gefährdet würden, kann es das Aufenthaltsbestimmungsrecht Ihrer Frau räumlich einschränken (z. B. auf das Bundesgebiet, eine Region oder eine Stadt) oder dieses auf Sie übertragen. 

    

    III. Umgangsrecht

    Dem Elternteil, dem die elterliche Sorge ganz oder teilweise entzogen worden ist, steht ein Umgangsrecht mit dem Kind zu. Nach dem Gesetz steht diesem Recht eine Verpflichtung zum Umgang mit dem Kind gegenüber. 

    
      
        § 1684 BGB. (1) Das Kind hat das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist zum Umgang mit dem Kind verpflichtet und berechtigt. 

      (2) Die Eltern haben alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zum jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. Entsprechendes gilt, wenn sich das Kind in der Obhut einer anderen Person befindet. 

      (3) Das Familiengericht kann über den Umfang des Umgangsrechts entscheiden und seine Ausübung, auch gegenüber Dritten, näher regeln. Es kann die Beteiligten durch Anordnungen zur Erfüllung der in Absatz 2 geregelten Pflicht anhalten. (…) 

    

    Das BVerfG hat entschieden, dass es einem Elternteil zumutbar ist, zum Umgang mit seinem Kind verpflichtet zu werden. Es hat aber angemerkt, dass ein Umgang, der nur mit Zwangsmitteln durchgesetzt werden kann, in der Regel nicht dem Kindeswohl dient. 

    Das Umgangsrecht steht ebenso unter dem Schutz des Art. 6 GG wie das Sorgerecht. „Beide Rechtspositionen erwachsen aus dem natürlichen Elternrecht und der damit verbundenen Elternverantwortung und müssen von den Eltern zueinander respektiert werden. Der sorgeberechtigte Elternteil muss demgemäß den persönlichen 13Umgang des Kindes mit dem anderen Elternteil grundsätzlich ermöglichen“, so das BVerfG. 

    Ein Ausschluss des Umgangsrechts ist nur dann zulässig, wenn dies zur Abwehr einer konkreten Gefährdung des Kindeswohls erforderlich ist. Diese Auffassung entspricht der Europäischen Menschenrechtskonvention, die bei rechtswidriger Versagung des Umgangsrechts sogar einen Anspruch auf Schmerzensgeld zulässt. Ein vollständiger Ausschluss des Umgangsrechts ist so gut wie nie berechtigt. 

    
      	
        Bei Annahme einer Entführungsgefahr ist ein Ausschluss nicht berechtigt, wenn dieser anders begegnet werden kann. 
      

      	
        Ein Verdacht des sexuellen Missbrauchs rechtfertigt in aller Regel keinen völligen Ausschluss des Umgangsrechts. 
      

      	
        Das Gleiche gilt, wenn der Vater im Verdacht pädophiler Neigungen steht. 
      

      	
        Eine HIV-Infektion rechtfertigt weder einen Ausschluss noch eine Einschränkung des Umgangsrechts. 
      

    

    In allen diesen Fällen kann der Gefahr auch mit weniger einschneidenden Maßnahmen begegnet werden, etwa durch Anordnung eines sog. betreuten Umgangs (§ 1684 BGB). Dann kann der umgangsberechtigte Elternteil sein Kind nicht zu sich nehmen, sondern nur in Gegenwart einer dafür bestimmten Aufsichtsperson treffen. 

    
      
        Wichtig!
      

    

    
      Umgangssachen sind bei Gericht beschleunigt zu behandeln. Der erste Termin soll spätestens einen Monat nach Beginn des Verfahrens stattfinden (§ 155 FamFG). 

    

    1. Umfang des Umgangs

    Der Umgang des nicht sorgeberechtigten Elternteils muss so bemessen sein, dass die Vater-Kind-Beziehung und das Liebesbedürfnis von Vater und Kind gelebt werden können. 

    Der Umfang hängt wesentlich vom Alter des Kindes ab.

    Auch im Verhältnis zu einem Säugling besteht ein Umgangsrecht, wenn auch nur für wenige Stunden.

    
      14Bei Kindern im Kindergartenalter kommen bereits Übernachtungen beim Vater in Betracht.

    
      
        Rechtsprechung:
Das BVerfG hat das Urteil eines OLG aufgehoben, welches dem Vater eines dreijährigen, 130 km von ihm entfernt lebenden Kindes, nur einen Umgang ohne Übernachtungen und ohne Ferienaufenthalte gewährt hatte. 

    

    Bei Schulkindern sind Übernachtungen üblich. Meistens wird ein Umgangsrecht für jedes zweite Wochenende gewährt. In vielen Fällen wird das Kind vom Umgangsberechtigten am Freitagmittag an der Schule abholt und am Sonntagabend zum anderen Elternteil zurückgebracht. Zusätzliche Umgangszeiten können für die Ferien gewährt werden. Häufig verbringen die Kinder eine Hälfte der Sommerferien mit der Mutter und die andere mit dem Vater. 

    Die „großen“ Feiertage werden meist aufgeteilt.
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